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Bezug: Kleine Anfrage 280 der Fraktion der FDP 
- Drucksache 2719 - 


Auf die obenbezeichnete Anfrage erlaube ich mir, wie folgt zu 
antworten : 

Die Geschäftslage der Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit ist in den 
einzelnen Instanzen unterschiedlich. Es trifft zwar zu, daß beim 
Bun dessozial gerieht die Zahl der unerledigten Revisionen bis zum 
30. Juni 1956 auf 2004 angestiegen ist. Ebenso hat sich bei den 
Landessozial gerichten die Zahl der unerledigten Berufungen ver- 
mehrt. Dagegen ist bei den Sozialgerichten eine rückläufige Ent- 
wicklung zu verzeichnen, die durchaus erfreulich ist. In der Zeit 
vom 1. Juli 1954 bis zum 30. Juni 1956 hat sich die Zahl der 
unerledigten Streitsachen um über 130 000 vermindert. In der gleichen 
Zeit ist die Zahl der unerledigten Vorverfahren um über 40 000 
zurückgegangen. 

Bei der Würdigung der derzeitigen Verhältnisse ist zu berücksich- 
tigen, daß für die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit bei Aufnahme 
ihrer Tätigkeit eine erhebliche Vorbelastung bestand (vgl. Begrün- 
dung zum § 55 des Entwurfs eines Sozialgerichtsgesetzes - Druck- 
sache Nr. 4225 der 1. Wahlperiode -). Der Gesetzgeber ist, wie 
sich aus der Fassung des § 210 SGG ergibt, selbst davon ausge- 
gangen, daß die von Anfang an vorhandenen Rückstände wahr- 
scheinlich nicht vor dem 31. Dezember 1958 bewältigt werden 
könnten. 

Unerwartet groß geworden ist allerdings der Anfall von Streit- 
sachen aus dem Gebiet der Kriegsopferversorgung. So betreffen 
bei den Sozialgerichten und dem Bundessozialgericht über 50 v. H., 
bei den Landessozial gerichten sogar über 75 v. H. aller unerledigten 
Sachen Angelegenheiten der Kriegsopferversorgung. Dabei dürfte es 
sich jedoch um eine vorübergehende Erscheinung handeln. Wenn 
auch noch nicht mit Sicherheit abzusehen ist, wann die Rechtsstrei- 
tigkeiten auf dem Gebiet der Kriegsopferversorgung nachlassen 
werden, so ist doch anzunehmen, daß ihre Zahl sich im Laufe der 
Zeit beträchtlich verringern wird. 
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Unbeschadet dessen habe ich gemeinsam mit den Arbeitsministern 
(Senatoren für Arbeit) der Länder im Laufe des letzten Jahres er- 
wogen, wie der derzeitigen Überlastung der Gerichte sofort wirk- 
sam begegnet und die Dauer der Verfahren angemessen abgekürzt 
werden könnte. Die Beratungen haben weitgehende Übereinstim- 
mung darüber ergeben, welche Maßnahmen getroffen werden sollen. 

Zur Entlastung des Bundessozialgerichts ist in erster Linie die Er- 
richtung eines weiteren Senats (für Angelegenheiten der Kriegsopfer- 
versorgung) in Aussicht genommen. 

Bei den Landcssozialgerichten soll die Zahl der Senate auf Zeit für 
einen befristeten Zeitraum bis zu 75 v. H. (statt bisher 50 v. H.) 
der ordentlichen Senate betragen dürfen. Außerdem sollen die 
Landessozialgerichte die Berufung durch Beschluß ohne Zuziehung 
der Landessozialrichter verwerfen können, wenn sie offenbar unbe- 
gründet ist. 

Bei den Sozialgerichten soll die Zahl der Kammern auf Zeit in dem 
gleichem Umfange vermehrt werden können. Da die Verhältnisse 
bei den Sozial gerichten in den einzelnen Ländern verschieden liegen, 
wird jedoch nicht überall von einer entsprechenden gesetzlichen Er- 
mächtigung Gebrauch gemacht werden müssen. 

Der Referentenentwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Sozialgerichtsgesetzes, durch das insbesondere eine Entlastung der 
Gerichte sichergestellt werden soll, ist im Bundesministerium für 
Arbeit bereits aufgestellt worden. Die weiteren Vorarbeiten für 
dieses Gesetz werden so rasch wie möglich abgeschlossen werden. 

Außer gesetzgeb rischen Maßnahmen sollen Verwaltungsmaßnahmen 
dazu beitragen, die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit zu entlasten. 
Insbesondere ist vorgesehen, das Vorverfahren zu intensivieren und 
bei den Versicherungsirägern und der Verwaltung darauf hinzu- 
wirken, daß diese noch mehr als bisher zur Vermeidung von 
Klagen beitragen und ihrerseits Rechtsmittel nur in Fallen einlegen, 
die von grundsätzlicher oder erheblicher finanzieller Bedeutung sind. 
Schließlich soll eine enge Zusammenarbeit aller Beteiligten sicher- 
stellen, daß Entscheidungen, die voraussichtlich für eine große An- 
zahl gleichartiger Fälle bedeutsam sein werden, möglichst frühzeitig 
ergehen und bekanntwerden. 


In Vertretung 
Sauerborn 



